auch Peru an Spanien den Krieg erklärt. ; 
Pinne Die „H. B.⸗H.“ bringt fol⸗ 


die 


7 gi 
teurs 


Redaktion, Verlag und Druck 
on R. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 
Als Beilage Donnerſtag und Sonntag der 
Stettiner Hausfreund. 


Stettiner Zeitung. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Tölr., 
f monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7 Sgr 

monatlich 121, Sgr.; 5 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


M 91. 


EDeutſchland. 

Berlin, 22. Februar. Die Budgetkommiſſion hat aljo 
die Poſition des Etats, welche ſich auf den Bau eines Parla— 
mentsgebäudes bezieht, richtig abgelehnt. Herr v. Bockum— 
Dolffs iſt der Anſicht, das Abgeordnetenhaus müſſe ebenſo wie der 
Träger der Krone in einem Palaſte wohnen, — wenn das Her— 
renhaus mit einem beſcheideneren Etabliſſement zufrieden jei, jo ſei 
das ſeine Sache. Da die Staatsregierung keinen Grund hat, 
auf Anſprüche und Pläne dieſes Genre's einzugehen; jo dürfte die 
einfache Folge jener Ablehnung ſein, daß die durchaus gut gemein 
ten Abſichten der Regierung in weite Ferne hinausgerückt werden. 
Zunächſt hat dieſelbe, um möglichen Verlegenheiten vorzubeugen, ſich 
veranlaßt geſehen, mit dem Beſitzer desjenigen Hauſes, welches, ne— 
ben dem jetzigen Abgeordnetenhauſe gelegen, dem Präſidenten zur 
Wohnung dient, einen neuen Kontrakt auf acht Jahre ab— 
zuſchließen. — Wie verlautet, ſteht ein Verbot der „Neuen 
freien Preſſe“ innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes bevor, 
lediglich wohl wegen der, gegenüber dem beſtehenden Geſetze unver- 
meidlichen, aber allzu beläſtigenden Beſchäftigung, welche jenes 
Blatt unausgeſetzt den Staatsanwaltſchaften und Gerichten auflegt. 
Es liegen bereits über 40 gerichtliche Erkenntniſſe auf Vernichtung 
vor. — Die geſtern ausgegebene „Provinzial -Korreſpondenz“ hat 
über die auswärtige Politik, beſonders über den Stand der Dinge 
in der Herzogthümerfrage, gänzlich geſchwiegen. Dieſes Schwei⸗ 
gen iſt, glaube ich in dieſem Augenblick vielleicht bedeutſamer, 
5 wenn das Regierungsorgan ſich jetzt in der Sache geäußert 
ätte. 

Berlin, 22. Februar. Se. K. H. der Kronprinz empfing 
beute die Meldungen des Oberſt v. Sandrart, Kommandeur des 
2. pomm. Grenadier-Regiments (Kolberg) Nr. 9 und begab Sich 
um 4 Uhr mit J. K. Hoh. der Kronprinzeſſin und den 3 älteſten 
Kronprinzlichen Kindern in die Vorſtellung des Renz'ſchen Circus. 

bends um 8 Uhr ſtattete J. M. die Königin einen Beſuch im 
eo Mpeinzlichen Palais ab und begaben Sich die Höchſten Herr 
ſchaften darauf zum Thee zu Ihren Königl. Majeſtäten. 

— (Kr.-Z.) Die Nachricht der Wiener „Preſſe“, daß Ruß- 
land in dieſem Augenblick in Gemeinſchaft mitt Frankreich eine neue 


Stellung zur ſchleswig - holſteinſchen Frage genommen habe, wird 
uns als abſolut unbegründet und in ihren Details als „reiner 


Bloödſinn“ bezeichnet. Man wird hieran um ſo weniger zweifeln, 


. als die Nachricht ebenſo in der „Rhein. Zeitung“ enthalten iſt. 


— Nach den letzten Nachrichten aus Süd-Amerika hat nun 


inn 8 Februg 


Auslieferung des Redakteure May verlangt worden, IM trotz 
gegenſtehender Meldung der „Weſer⸗Zeitung“ begründet. F Me. 


rhr. v. Gablenz hat durch die Landesregierung vom Altonaer Ma- 


ſtrat ſchleunigſt Bericht gefordert über die Aufnahme des Redak- 


May in den Altonaer Bürgerverband, und ob bei derſelben 
en geſetzlichen Beſtimmungen vollſtändig genügt worden ſei. 
„Die holſteiniſche Landesregierung hat unterm 10. d. M. 


— 


den Biſchof Koopmann in Altona beauftragt: „dem Paſtor Hanſen 


zn Ahrensburg wegen feines ungeſetzlichen Verhaltens das Mip- 
ha en der Landesregierung zu erkennen zu geben und demſelben 
zugleich zu eröffnen, daß er bei ähnlichen Ausſchreitungen ernſtere 
a aßregeln zu erwarten habe.“ Dieſer Beſcheid iſt in Folge des 
91 Neujahrstage vom Paſtor Hanſen zu Ahrensburg abgehaltenen 
irchengebets erlaſſen, in welchem derſelbe des Erbprinzen von Au- 
guſtenburg als rechtmäßigen Landesherrn gedachte. 
Nen iel, 20. Februar. Geheimrath Samwer iſt von ſeiner 
eiſe nach London über Frankfurt hier wieder eingetroffen. 
W. Frankfurt a. M., 21. Februar. Die „F. P.⸗Z.“ ſchreibt: 
ie wir vernehmen, findet zu Anfang des nächſten Monats der 
tel im Oberkommando der hiefigen Bundestruppen ſtatt. Da 
al Oeſterreich das Oberkommando beſetzt, ſo beſtimmt Preußen 
; Stadtkommandanten. An Stelle des abtretenden General- 
Lieutenants v. Voigts⸗Rhetz tritt dem Vernehmen nach Feldmarſchall- 
leutenant v. Packeny, der bekanntlich ſeit längerer Zeit ſchon Vor 
A der Bundesmilitärkommiſſion iſt. Für den abtretenden 
a ottommanbanten v. Palombini hat Preußen die betreffende Er- 
ung vorzunehmen; für dieſen Poſten ſoll ein Militär auser- 


leben ſeir f i 
ein, der im Krieg gegen Dänemark mehrfach mit Auszeich- 
nung genannt wurde. N W 8 


Laudtags⸗Verhandlungen. 

(Sola rlin“ 23. SR (Haus 929 Abgeordneten.) 
ihm ſoeben zer Präſident theilt dem Haufe mit, daß nach einer 
nigsberg) heute gangenen Nachricht der Abg. Papendieck (Kö⸗ 
worden ſei. eit gen im Bette am Schlagfluß todt gefunden 
Mitglied des Hauses em Jahre 1861 ſei der Verſtorbene ſtets 
volle Kraft namentlich woeſen und habe während dieſer Zeit ſeine 
Andenken werde ſtets Me Agrar-Kommiſſion zugewendet. Sein 
theben von den Plätzen 45 ren bleiben und er bitte dem durch 
I ofort van den Lodesfeniliumen, (efchicht.) Der Jamie 
eerdigung werde er dem Hane bricht gegeben und in Betreff der 
en 3 lat ber et je noch nähere Mittheilung zugehen 
in Es folgt der zweite Gegenſand der Tagesordnung, die 
lußberathung über den Adreßantrag des Ab Reich aſper⸗ 
meh 3 Wend. Dr. ai beantragt den Antrag ab- 
Bela nen. Das Miniſterium ſei durch ſeine Handlungen ſo weit 
delangt, daß es jetzt auf einer ſchiefen Ebene and fel, von 
es nicht mehr zurückkönne und ſchließlich in den Abgrund hin⸗ 
n müſſe. Die Verfaſſungsverletzungen, welche das Minifte- 
ton verübt und deretwegen man daſſelbe beſchuldige, ſeien nicht 
oriſche, ſondern definitive und müſſen als ſolche auch betrach⸗ 


Ii, m. H., das if nich 


Abendblatt. 


tet werden. Die Abſicht des Antrages des 
ger erkenne er wohl an, ſie beruhe in dem materiellen Wohl des 


Landes, denn es ſei richtig, daß ſchon ca. 500 Millionen geſetz⸗ 
widrig, d. h. ohne Zuſtimmung der Landesvertretung verausgabt 
Darum, wenn er auch den Zweck des Antrags 
wohl anerkennen wolle, jo könne er dennoch nicht den Mitteln bei- 
ſtimmen, der von dem Abgeordneten Reichenſperger beantragten 
Adreſſe. Die Bedrückung und Verfolgung zum Zweck der Mißach⸗ 
tung der Geſetze, wie ſie von dieſem Miniſterium ausgehen, ſind 
(Der Miniſter v. Selchow iſt in 
das Haus getreten.) Es ſtände ſchlecht mit uns in Preußen, wenn 
die Grundrechte nicht im Bewußtſein des Volkes beruheten und 
erſt durch die Ausſprüche ſtaatsrechtlicher Kollegien feſtgeſtellt wer⸗ 
den müſſen. Ich muß den Antragſteller allerdings unterſcheiden 
von denjenigen Perſonen, welche fortwährend proklamiren, das, 
was das Miniſterium thut, iſt das wahre Koͤnigthum von Gottes 


worden ſeien. 


etwas in Preußen Unerhörtes. 


Gnaden, aber ich will ſie doch darauf machen, daß ihre Adreſſe 


welche eigentlich doch nur mit ihrer Fraktionsanſchauung überein⸗ 


ſtimmen kann, jetzt nicht an der Zeit iſt. Man ſagt uns, wir 
ſollen handeln, ja meine Herren wir handeln auch, aber wir han- 
deln mit offenen Angen, wir wiſſen, daß ſeit 1850 die Intereſſen- 
wirihſchaft mehr zu Tage tritt, als ſeit 100 Jahren. Wir ſind 


frei von der preußiſchen Großſprecherei, die den Schwerpunkt die- 


ſer Wirthſchaft ſchon nach Berlin verlegt ſehen wollte. In Paris 
iſt dieſer Schwerpunkt. Wo ein Haufen von Intereſſen ohne fitt- 
liches Band, da fällt er auseinander wie ein Haufen Sand. 
Schweigen wir von dem Kompromiß und reden wir von der Ge- 
nugthuung des verletzten Gewiſſeus und des verletzten Rechtes. — 
— Der Korreferent Abg. Waldeck verzichtet bis zum Schluß 
aufs Wort. Bei der Generaldiskuſſion erhält zuerſt das Wort 
Abg. Wagener (Reuſtettin). Ich ſpreche gegen den Antrag des 
Referenten, nicht etwa um * eine Adreſſe im Sinne des Abg. 
Reichenſperger, ſondern um überhaupt für eine Adreſſe zu ſtimmen. 
Auch ich mache mit dem Referenten dem Antragſteller den Vorwurf 
der Verfaſſungsrechterei und daß er hinter dem Fortſchritt ſeiner 
Zeit ſehr bedeutend zurückbleibt. Wir ſtehen jetzt vor der Frage: 
Wer nach unſerer Verfaſſung die letzte Inſtanz ſein ſoll und wo 
wir beiderſeits mit unſeren Anträgen und Reſolutionen hinauswol⸗ 
len. In jedem Lande muß es eiue entſcheidende Gewalt geben, 
die bei eutſtehenden Konflikten über die Verfaſſung das Recht der 
Interpellation beſitzt. Die Centralgewalt muß in demſelben Maße ſtär⸗ 
ker werden, in welchem Maße die Banden gelockert werden, welche die un 
teren Schichten der Bevölkerung mit der Regierungsgewalt vertreten. 
Die Vertreter der Bourgeoiſie werden. Sie i f 
ſuchen, dt Se nur in der For 
t nur meine Anſicht, ſondern auch die Anſicht 
von Leuten, die der Partei des Abg. Waldeck angehören. (Der 


Miniſterpräſident iſt in das Haus getreten.) Die Verfaſſung eines 


Landes ſteht nicht auf den Papierblättern geſchrieben, ſondern ſie 
beſteht in ſeiner Geſchichte. Die Verfaſſung Englands iſt in ſeiner 
Geſchichte mit dem Blute ſeines Volkes niedergeſchrieben. Meine 
Herren, (zur Linken) wenn Sie doch ſo ſo ſehr auf Ihre Ehre 
halten, ſo frage ich Sie, ob Sie auch jetzt noch ſo ſehr darauf 
halten, daß der Auguſtenburger zum Herzog von Schleswig-Holſtein 
gemacht werden ſoll. Antworten Sie doch, ob Sie das noch wollen. 
Ich glaube, Sie werden in Verlegenheit ſein und nicht antworten. 
Wenn Sie Ihren Prinzipien folgen, dann werden wir doch noch 
am Ende dahin kommen, wie Hr. v. Hoverbeck andeutete, daß 
Hr. v. Bismarck der Schutz der preußiſchen Verfaſſung iſt. Dann 
wird dies Gemälde aber kein Genrebild ſein, ſondern ein hiftori- 
ſches Gemälde, an das Sie ſich ebenſo gewöhnen werden, wie an 
das hiſtoriſche Gemälde Manteuffel als Schutz der preußiſchen 
Verfaſſung anzuſehen. (Heiterkeit und Bravo!) — Hr. Dr. 
Tweſten: Die Löſung des Konfliktes, die der Vorredner angege- 
ben hat, die Beſeitigung der Verfaſſung, die Beſeitigung des kon⸗ 
ſtitutionellen Syſtems, iſt allerdings eine einfache, aber, ich glaube, 
Preußen liegt noch nicht ſo abgeſchloſſen von der hiſtoriſchen Ent- 
widelung Eurepas, um auf dieſen für immer begrabenen Stand- 
punkt zurückzukehren. — Der einzige Sinn der Stelle, die der 
Vorredner aus dem Werle von Gneiſt verleſen hat, tſt der, daß 
uns allerdings die Verfaſſung nicht die Mittel auf Abwehr unbe⸗ 
rechtigter Angriffe giebt, ſobald eine Partei vorhanden iſt, die ſich 
an die Geſetze nicht bindet und es wagt, ſich über die Geſetze hin- 
wegzuſetzen. Wenn man auf dem jetzigen Boden der Verfaſſung 
die Derfafjungslämpfe betrachtet zwiſchen uns und der Regierung, 
ſo iſt es in der That das Schauſpiel in der Geſellſchaft, die ein 
Spiel mit einander ſpielt, wo die Einen die Regeln des Spiels 
beobachten, die Anderen aber ſich erlauben, ſobald die Spielregeln 
ſich gegen ſie wenden, ſich ohne Weiteres darüber hinwegzuſetzen. 
(Sehr gut!) Der Abgeordnete Wagener ſpielte wieder mit großer 
Emphaſe den Gegenſatz aus: wir appelliren ans Volk, er an die 
Krone. Meine Herren, wohin ſoll es führen, immer dieſen Unter 
ſchied hervorzuheben. Ich meine, gerade vor neuen Wahlen hätte 
man allen Grund, das zu unterlaſſen. (Sehr wahr!) Was ſoll 
es denn heißen, wenn abermals die Majorität des Hauſes, die le- 
gale Volksvertretung ſich für uns entſcheidet und gegen Sie (auf 
die Konſervativen deutend). Iſt dann wirklich zwiſchen Krone und 
Volk entſchieden? Nein, meine Herren, ich behaupte, es iſt nur 
entſchieden zwiſchen Volk und Junkerthum, (lebhafte Zuſtimmung) 
das iſt der wahre Konflikt; von der augenblicklichen Stimmung 
der Krone macht eine kleine Partei Gebrauch, um die Krone in 
einen unverſönlichen Gegenſatz mit der Mehrheit des Hauſes zu 
treiben. (Sehr wahr! Lebhaftes Bravo.) Wir ſind nicht Ver⸗ 
treter der Bourgeoiſtie in dem Siune, wie Hr. Wagener es uns 
unterlegen möchte, nach welchem die Bourgeoiſie vorſtellen ſoll eine 
keſondere Klaſſe, die von induſtriellen Unternehmungen lebt und 


Freitag, den 23. Februar. 


Abgeordn. Reichenſper⸗ 


ie in unſeren Reihen vergeblich 
chrittspartei (große Pee 


1866. 
— - —— — — — — ee 
nur erfüllt iſt von materiellen Intereſſen. Wollten Sie das allein 
zum Kennzeichen machen (zur Fraktion der Konſervativen gewen⸗ 
det), nun, m. H., dann ſitzt ja ein ausgezeichneter hervorragender 
Vertreter der Bourgeoiſie gerade unter Ihnen (Heiterkeit), und 
tritt bei den verſchiedenſten Gelegenheiten lebhaft an Ihrer Spitze 
hervor. Wir ſind die Vertreter des Bürgerthums, inſofern das 
Bürgerthum die Intereſſen vertritt, von welchen das arbeitende 
und das denkende Volk erfüllt iſt. (Bravo), die Klaſſe des Volks, 
die im Aufſtreben begriffen iſt jeit dem Ende des Mittelalters, und 
die moraliſche Gewalt immer in Händen hat und über Kurz oder 
Lang in unſerem Staat auch die politiſche Gewalt in Händen 
haben werd. (Lebhaftes Bravo.) Die Lage der Dinge iſt bei 
uns zunächſt noch jo: geftüßt auf die noch äußerliche Einführung 
des Parlamentarimus in dem abſoluten und bureaukratiſchen Staat, 
kann der Abſolutismus ſich noch eine Zeit lang geltend machen 
auch gegen den ausgeſprochenen und erklärten Willen des Volkes, 
aber zurückgewieſen von den überlegenen moraliſchen und ſittlichen 


Mächten des Volkes iſt er genöthigt, ſich zu ſtüßrn auf 
das abſterbende Junkerthum (ſehr wahr?); dieſes benutzt 
danu, wie wir das in ſolchen Conflikten immer ſehen, 


den Zwiſt, um ſich an das Königthum, dieſe ſtehende Säule, 
anzudrängen, den Zwiſt zu verſtärken, die Kluft zu erweitern. Es 
handelt dann nach dem bekannten Spruche: „Gott im Himmel, 
wir auf Erden, und der König abſolut, wenn er unſern Willen 
thut“. (Sehr wahr!) Aber, bedenken Sie wohl, es iſt nicht ſehr 
angenehm, ſich einer Majorität fügen zu müſſen, aber von einer 
Minorität fortwährend vergewaltigt zu werden, das wird unerträg⸗ 
lich; ein ſolcher Zuſtand kann und wird auf die Länge nicht be⸗ 
ſtehen (lebhaftes Bravo). Wir machen, als die wirklichen Vertre⸗ 
ter des Volkes und des Staates, die wirklichen Intereſſen desſel⸗ 
ben geltend gegen die Intereſſenvertreter einer kleinen Partei, die 
in der That eine geſchloſſene Klaſſe iſt, wenn ſie ſich auch aus 
einigen andern Klaſſen rekrutirt, und welche, wie mir ſcheint, noch 
immer die Anſchauung von den Kämpfen der Gegenwart hat, die 

ein hervorragender Junker der früheren Generation ausſprach, ich 
meine den Grafen Münſter, der einmal jagte: „Das Antichambre 
will in den Salon, das iſt der Hauptkampf unſerer Zeit.“ Ja, 
wenn der Herr Miniſter-Präſident uns auf die geſellſchaftlichen 
Gewohnheiten in dieſem Hauſe verwies, ſo könnte ich glauben, daß 
auch er die Sache noch in ähnlichem Lichte betrachtet, wir aber 
betrachten den Kampf um Gleichberechtigung und Geltendmachung 
der modernen Kraft des Staates und des Volkes 
bleibſel einer früher herrſchenden Klaſſe, als etwas Anderes, al 
einen bloßen Kampf um den Vortritt in den Salon, und vo 
dieſem eruften, wahren, nicht bloß die Augenblicke der Jetztzeit, 
ſondern die letzten Jahrhunderte bewegenden Kampfe ſind wir über⸗ 
zeugt, daß er ſich zu unſeren Gunſten entſcheiden wird und ent⸗ 1 
ſcheiden muß gegen dieſe kleine, winzige Partei (Lebhaftes Bravo). 
Der Redner geht auf die Denlſchrift des Herrn Reichenſperger ein 
und ſchließt: Zu einer Adreſſe an den König haben wir jetzt 
keine Veranlaſſung, und werden uns dazu nicht drängen laſſen, 
durch welche Anträge, mögen ſie von Feindes oder von Freundes 
Seite kommen. — Vice-Präſident v. Unruh übernimmt den Vor⸗ 
ſiz. — Herr Reichenſperger: (für den Antrag.) Meine Her⸗ 
ren! Sie ſelbſt haben es ſchon zu wiederholten Malen ausge- 2 
ſprochen, daß die Verfaſſung gefährdet ſei. Wenn aber Gefahr im 5 
Verzuge, jo muß man ſich ſelbſt an einen Strohhalm anklammern. 
Der von mir geſtellte Antrag iſt aber mehr, als ein Strohhalm; 
er iſt der Ausdruck des Vertrauens zur Krone, daß ſie den Ver⸗ 
faſſungs⸗Konflikt zu beſeitigen ſuchen werde. Unſer Verfaſſungs⸗ 


Konflikt baſirt aber auf dem Ausgabe-Bewilligungsrecht. Iſt erſt 


dieſes anerkannt, ſo werden ſich die übrigen Konflikte ſehr leicht 
löſen laſſen. Aus dieſem Grunde habe ich meinen Antrag geſtellt. 
Es iſt mir nun vorhin ein Vorwurf daraus gemacht worden, daß 
ich, da ich zur Minorität gehöre, es überhaupt gewagt habe, den 
Antrag auf Erlaß einer Adreſſe zu ſtellen. M. H. Ich habe von 
dem Rechte Gebrauch gemacht, das jedem einzelnen Mitgliede des 
Hauſes zuſteht, und werde mir dies auch von der Majorität nicht 
verkümmern laſſen. Früher brauchte kein Mitglied der Minorität, 
wenn es einen Antrag ſtellte, von vornherein die feſte Ueberzeugung 

zu haben, daß er nicht angenommen werden würde; jetzt aber be⸗ 
ſchließen Sie ſchon definitiv in den Fraktionen, hinter den Couliſſen; 

die Minorität exiſtirt gar nicht für Sie; dieſe Exkluſivität liegt 
außerhalb jedes Prinzips aller parlamentariſchen Thätigkeit (Bravo 
rechts.) Es wird nun gegen meinen Antrag geltend gemacht, daß 

es zu ſpät dazu wäre. Wenn dies wirklich wahr wäre, jo würde 

die Verantwortung dafür doch nur die Majorität dieſes Hauſes 
treffen. Es iſt dazu aber nie zu ſpät, denn ein gutes Wort fin⸗ a 
det immer einen guten Ort. Sie ſagen ferner, daß der Antrag wohl 
keinen Erfolg haben würde. Die Krone ſteht ſo erhaben da und 

ift jo reich ausgeſtattet mit Rechten, daß fie wohl anch das Recht 

des Volkes reſpektiren wird. Es iſt meine feſte Ueberzeugung, daß 

der König die Verhältniſſe nicht weiß, daß er nicht Alles will und 
glaubt. Deshalb wird die Adreſſe von Nutzen ſein; ſtellen wir 
uns auf den Rechtsboden; und wenn drr Erfolg uns nicht ſofort 
günſtig iſt, jo können wir jagen: „Wir find geſchlagen, aber nicht 
beſiegt.“ (Vereinzeltes Bravo aus der katholiſchen Fraktion.) 

Hr. Dr. Waldeck (als Korreferent): Hr. Wagener hat mit der 
größten Offenheit den Abſolutismus gepredigt. Nun, wenn eine 
kleine Minorität in dieſem Hauſe den Abſolutismus proklamirt, ſo N 
iſt dies jo unwürdig und der Beſtimmung dieſes Hauſes unange- 
meſſen, daß ich dagegen gar nichts jagen will. Wir leben in einem 
konſtitutionellen Staate, und es kann hier nicht die Frage ſein, oh 
die Verfaſſung gut iſt oder beſſer ſein könnte; es iſt zunächſt 75 
Pflicht, die beſchworene Verfaſſung aufrecht zu erhalten, u "ein 
hoffe, daß dergleichen Dinge damit ein für alle Mal abgethan 
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gegen dieleber- ⸗ 
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mögen (Beifall). Die Frage, ob eine ſolche ubreſſe, wie fie Herr 
Reichenſperger vorſchlägt, erlaſſen werden ſoll, muß ich verneinen 
aus meinem vollſten Bewußtſein. Es iſt ja nicht das Budgetrecht 
allein, wo der Konflikt beſteht; er iſt ausgedehnt worden auf alle 
Zweige der Verwaltung, auf die Juſtiz, auf das Recht der freien 
Preſſe, auf das Verſammlungsrecht; die Autorität der Gerichte, die 
Staatsanwälte ſind hineingezogen worden, und dies iſt nicht zufällig 
fo gekommen. Wir haben es ſchon 1863 gejagt, daß ſich das Mi- 
niſterium auf eine abſchüſſige Bahn begeben hat, auf der es immer 
weiter muß; es kann nicht anders regieren, als mit Verfaſſungs- 
Verletzungen. Mögen fie zuſehen, wo fie bleiben; wir haben keinen 
Theil daran. Wir befinden uns in einer majeftätifchen Ruhe (Lachen 
aus der konſervativen Fraktion); das Land iſt auf unſerer Seite; 
Ihr Lachen beſtätigt mir dies (mit erhobener Stimme); Sie zeigen 
dadurch nur, daß Sie von den Ideen, die das Volk bewegen, nichts 
wiſſen; Sie handeln nur in Ihrem Intereſſe; Ihnen iſt nicht das 
Mindeſte davon klar; Ihr ſpöttiſches Gelächter zeigt, daß Sie von 
ſolchen Dingen nichts verſtehen. (Lebhafter Beifall links.) Was 
nun die Denkſchrift des Hrn. Reichenſperger betrifft, ſo iſt dieſelbe 
in vielen Punkten recht gut ausgearbeitet; aber einen Erfolg wird 
ſie nicht haben. Wenn unſere Stimme, die wir 4 bis 5 Jahre 
lang erhoben, auf den König keinen Eindruck gemacht hat, wenn 
die Preſſe, die Wiederwahlen u. ſ. w. keine Aenderung herbeige- 
führt, welchen Erfolg verſprechen Sie ſich denn von einer ſolchen 
Denlſchrift? Ich bin allerdings auch der Anſicht, daß man immer 
eher hoffen, als verzweifeln muß; aber durch dieſe Denkſchrift wird 
gar nichts erreicht werden. — Aus der Militärfrage ift der Bud⸗ 
getkonflikt entſtanden, das Haus hatte die Reorganiſationsloſten ge- 
ſtrichen, das Budget kam nicht zu Stande, das Miniſterium durfte 
die Ausgaben nicht leiſten; unſer Budgetrecht iſt ſo klar, es ſteht 
jo feſt im Bewußtſein des Volkes, daß es dieſer Denifchrift gar 
nicht bedarf. Der Antrag des Hrn. Reichenſperger will aber unſern 
großen Konflikt verkleinern, in demſelben Augenblick, wo unſer 
ganzes Verfaſſungsrecht thatſächlich in Frage geſtellt if. Hr. Rei⸗ 
chenſperger läßt gerade die Militärfrage bei Seite, dieſen feſten 
Punkt, an dem ſich der ganze Konfliit entwickelt hat; dieſen Punt, 
welcher gerade durch die Blutſteuer dem Aermſten im Staate am 
fühlbarſten iſt. Hier iſt gerade der Nachhalt, den wir am Volke 
haben, der es um ſo mehr an die Verfaſſung und deren muthige 
Veertheidiger kettet. (Lebhafter Beifall.) Wenn wir nun die Ueber⸗ 
zeugung haben, daß für die neue Militär-Verfaſſung ein Geſetz 
nöthig iſt, was ja Hr. Reichenſperger ſelbſt ſeiner Zeit mit Hand 
und Fuß vertheidigt hat, dann ſollen wir nicht ſtreichen das, was 
ungeſetzlich aufgeſtellt iſt? Dies iſt unſere Pflicht, und darauf be- 
ruht unſere Wirtſamkelt. So haben wir feſten Boden; jo ſtehen 
wir feſt, den Erfolg können wir dann ruhig der Zutunft überlaſſen; 
denn mit gutem Gewiſſen handelnd, werden wir das Richtige 
treffen und das Richtige leiſten. (Lebhafter Beifall.) Mit dem 
Vortrage des Korreferenten ſchließt die Discuſſion. Es folgen 
einige perſönliche Bemerkungen, namentlich zwiſchen den Herren Dr. 
Gneiſt und Wagener, wobei der Erſtere von Fäͤlſchung ſeiner 
Aeußerungen ſpricht, ein Ausdruck, den der Vicepräſident für un- 
parlamentariſch erklärt. Der Antrag Reichenſperger's wird mit 
überwiegender Majorität abgelehnt. Miniſter - Präfident Graf 
Bismarck verlangt das Wort, 
ordnungen betreffs der Schließung der Seſſion und der Ver⸗ 


tagung derſelben bis morgen (Freitag) Mittag 1 Uhr zu verleſen. 


Die Mitglieder des Hauſes erheben ſich von ihren Sitzen. 
Die Verleſung der Allerhöchſten Verordnungen durch den Herrn 
Miniſterpräſidenten macht im Haufe, dos in allen feinen Theilen 
durch einen jo plötzlichen Schluß der Seſſion, bevor noch die in- 
ternationalen Verträge durch die Genehmigung des Landes perfekt 
geworden find, im höchſten Grade überraſcht und in Aufregung 
verſetzt iſt, einen ſchwer zu ſchildernden Eindruck. Der Diener des 


Hauſes trägt die Schriftſtücke vom Miniſterliſch nach dem Präſidium. 


Präſident Grabow lieſt fie mit Sorgfalt durch, und die Uneuhe 
legt ſich, als er folgendermatzen anhebt: Aus dieſer Allerhöͤchſten 
Verordnung in Verbindung mit der Allerhöchſten Verordnung, welche 
morgen den Landtag um 1 Uhr geſchloſſen wiſſen will, entnehme 

ich, daß wir bis zum Schluß keine Sitzung weiter halten ſollen, 


Borfigenden eine gedruckte Rechtfertigung der in der vorigen Sitzung 
angegriffenen Punkte des von ihm aufgeſtellten Projekts mitgetheilt 
hatte. Herr Baron v. P. war perſönlich anweſend und ſuchte ſeine 
Anſichten zu begründen. Indeſſen wurde der von einem Mitgliede 
geſtellte Antrag, im Sinne des Herrn B. v. P. eine Bittſchrift an 
den Herrn Handelsminiſter zu richten, von dem Verein, als ſolchem, 
nicht acceptirt und den einzelnen Mitgliedern anheimgeſtellt, ſich bei 
einer derartigen Bittſchrift zu betheiligen. Dagegen wurde von der 


um die Allerhöchſten Ver⸗ 


Majorität des Vereins folgende Reſolution angenommen: Der Bür- 
gerverein beſchließt, die Kaufmannſchaft möge über den Bau des 
Central-Güterbahnhofes in Berathung treten, ob es nicht zweck- 
mäßig ſei, gegen die Herſtellung des neuen Güterbahnhofes an der 
Parnitz bei dem Herrn Handels miniſter Proteſt einzulegen, mit der 
Bitte, den Bahnhof auf dem linken Oderufer zu vervollſtändigen, 
um allen ſtädtiſchen Intereſſen zu genügen. Eine Reſolution im 
entgegengeſetzten Sinne, wurde abgelehnt. Wegen der vorgerückten 
Tageszeit mußte alles Andere vertagt werden. 

— In Nr. 88 unſerer Zeitung theilten wir mit, daß bei 
der am 20. d. Mts. verſtorbenen unverehel. B. eine Vergiftung 
befürchtet wurde. Die inzwiſchen vorgenommene Obduktion der 
Leiche hat aber, wie wir hören, dieſen Verdacht nicht beſtätigt, 
vielmehr iſt ermittelt, daß die B. an einer Magenkrankheit gejtor- 
ben iſt. 

— Geſtern Abend gingen 2 ziemlich, auſtändig gekleidete 
Männer in etwas angetrunkenem Zuſtande die Breiteſtr. herunter. 
Unterwegs geriethen ſie in Wortwechſel; plötzlich verſetzte der Eine 
dem Andern einen jo heftigen Stoß, daß dieſer aufs Trottoir be- 
ſinnnngslos niederfiel. Zwei Dienſtleute brachten ihn in einem 
Wagen nach dem Krankenhaus, ohne daß er zur Beſinnung zu⸗ 
rückkehrte. 

— Das Morgenblatt der heutigen Oderzeitung iſt in erſter 
und zweiter Auflage konfiseirt. Geſtern Abend jubelte und witzelte 
die gute Oderzeitung noch darüber, daß ſich unſere Nachricht: „es 
ſollen, wenn wir recht berichtet ſind, heute 8 Zeitungen in 
verſchiedenen Städten unſerer Provinz mit Beſchlag belegt ſein“ 
nicht beſtätigt hat. Uns war die Nachricht durch einen Beamten 
zugegangen — und leicht möglich war ſie doch, da die heute zwei 
Mal lonfiscirte Oderzeitung leider in unſerer Provinz zahlreiche 
Baſen und Gevatterinnen hat, die ihren Leſern zuweilen ganz den- 
ſelben gehäſſigen Leitartikel aus der „Liberalen Korreſpondenz“ und 
ähnlichen Blättern ohne Angabe der Quellen aufwärmen. 

— Das heutige Amtsblatt bringt einen längeren Artikel: Die 
Redefreiheit der Landtagsmitglieder! { 

— Die Königliche General-Lotterie-Direktion macht bekannt, 
daß folgende, öffentlich Looſe ausbietende Perſonen in Stettin: 
die Kaufleute S. Salomon, Max Meyer, D. Nehmer, G. A. Ka- 
ſelow, A. Cartelliert und Herm. Block, nicht Königliche Lotterie- 
Einnehmer find, daß Beſchwerden über angeblich durch dieſe Per- 
ſonen und andere Looſenhändler erfahrene Benachtheiligungen immer 
nur auf den Rechtsweg zu verweiſen ſind, daß die Antheilsſcheine 
keine Gültigkeit gegenüber der Königl. Lotterie-Verwaltung haben 
und daß endlich die Direition auch nicht abhelfen lönne, wo Händler 
den Käufern der häufig mit 30 bis 55 pCt. über den planmäßigen 
Looſepreis bezahlten Antheilſcheine die Gewinne unvollſtändig oder 
gar nicht auszahlen. 

— Beim Transport eines Holzkrahns verunglückte vorgeſtern 
ein Arbeiter, indem er ſtolperte, auf einen Block fiel und von 
einem ſtarten Brett ins Genick geſchlagen wurde, daß der Tod auf 
der Stelle erfolgte. 

— Die Königliche Bank hat laut Bekanntmachung an der 
geſtrigen Börſe den Diskont für Wechſel und Waarendarlehne auf 
6 PpEt., für Effeiten an Kaufleute auf 6%, pCt. herabgeſetzt. 

— Für das Verwaltungsjahr 1865 ſoll den Aktionären der 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn eine Dividende von 8 Prozent in Aus- 
ſicht ſteha. | Se: 

rs Einem jungen Seemann aus Stepenitz, der vorgeſtern 
hier an kam, um an Bord eines Schiffes zu gehn, wurde ſeine 
Schiffs tiſte mit ihrem, ganzen Inhalt, 80 Thaler an Werth, aus 
ſeinem Gaſthofe in der Baumſteaße geſtohlen. 

— In dieſen Tagen ſtarb hier ein Arbeiter, der vor einiger 
Zelt bei der Erplofitiou eines lange verſchloſſen geweſenen Brenn- 
keſſels, deſſen Goſe ſich an der Laterne des Arbeiters entzündeten, 
bedeutende Brandwunden erlitten hatte. 0 

— Was wird nun aus der mit ſo vielem Pompe in Scene 


geſetzten Stettiner Zuſtimmungsadreſſe an das Abgeordnetenhaus 


werden? Geſtern Abend ſollten die Unterſchriften aus den hieſigen 
Buchhandlungen eingefordert und heute ſollte die Adreſſe auf die 
Poſt gegeben werden — — und morgen findet der Briefträger in 


nicht in der Erwartung einer unmittelbaren Löſung des ſchwe⸗ 
benden Verfaſſungsſtreites aber in der Hoffnung eröffnet, 
das in dem preußiſchen Volke lebende Verlangen nach Aus- 
gleichung werde auch in der Landes -Vertretung bin; 
reichenden Wiederhall finden, um eine Zuſammenwirkung der 
Staatsgewalten zur Herſtellung nützlicher Geſetze zu ermög⸗ 
lichen und durch gemeinſame Thätigkeit im Dienſte des Vater⸗ 
landes die Schroffheit des Gegenſatzes zu mildern, in welchen das 


Abgeordnetenhaus zur Krone und zum Herrenhauſe gerathen. In 
dieſer Hoffnung hat die Staatsregierung den Landtag nach dem 
Willen des Königs eröffnet, ohne ihrerſeits dem Zerwürfuiß neue 
Nahrung zu geben oder die Grundlagen künftiger Verſtändigung 
zu beeinträchtigen. Die erſte Kundgebung des Abgeordneten— 
hauſes war die Rede des Präſidenten, welche die feind- 
ſelige Stimmung der Majorität des Hauſes, durch grundloſe und 
herausfordernde Vorwürfe gegen die Regierung ausdrückte. Die- 
ſem Vorgange entſprach die fernere Thätigkeit des Hauſes; ſie 
war nicht dem Frieden, ſondern dem Streite zugewandt, nicht den 
Geſetzvorlagen, ſondern dem Beſtrebrn gewidmet zu Angriffen auf 
die Regierung Anlaß auf ſolchen Gebieten zu ſuchen, welche die 
Landesverfaſſung dem Wirkungskreiſe der Landesvertretung nicht 
überwieſen hat und auf welchen die Thätigkeit der Abgeordneten 
deshalb unfruchtbar bleiben mußte. In dieſem Sinne wurde die 
im ganzen Lande freudig begrüßte Vereinigung Lauenburgs mit 
der preußiſchen Krone und dadurch das verfaſſungsmäßige Recht 
des Königs, Staatsverträge zu ſchließen, welche dem Staate keine 
Koften auflegen, angefochten. In dieſem Sinne erfolgte durch 
Beſchluß vom 10. Februar ein verfaſſungswidriger Angriff auf 
die durch Artikel 86 der Verfaſſung verbürgte Unabhängigkeit 
der Gerichte, verbunden mit dem Verſuche, das wohlbegründete 
Anſehen der preußiſchen Rechtspflege beim Vokle zu erſchüt⸗ 
tern und die Ehre eines Richterſtandes öffentlich anzutaſten, deſſen 
Unparteilichkeit noch heute wie ſeit Jahrhunderten dem Vaterlande 
zum Ruhme gereicht. Durch einen weiteren Beſchſuß verletzte 
das Abgeordnetenhaus den Artikel 45 der Verfaſſung und 
legte ſich die dem Könige allein zuſtehenden Befugniſſe der voll- 
ziehenden Gewalt bei, indem es den Beamten derſelben Vorjehrif- 
ten betreffs ihrer dienſtlichen Pflichten zu ertheilen unternahm. 
Angeſichts dieſer Uebergriffe mußte die Staatsregierung ſich fragen, 
ob von der Fortſetzung des Landtags gedeihliche Ergebniſſe für 
die Wohlfahrt des Landes und den inneren Frieden zu erwarten 
ſeien. Der König wollte die Beantwortung dieſer Frage aus- 
sejeßt wiſſen, bis die Berathungen des Abgeordnetenhauſes über 
einen Antrag erfolgt ſein würden, in welchem die vermittelnden 
Beſtrebungen einer Minderheit Ausdruck gefunden hatten. 
Der Verlauf dieſer Berathungen vermochte bei der Staatsregierung 
die Beſorgniß nicht zu heben, daß auf dem von dem Abgeordneten- 
hauſe eingeſchlagenen Wege das Land ernſteren Zerwürfniſſen ent- 
gegengeführt und die Ausgleichung der beſtehenden auch für die 
Zukunft erſchwert werden würde. Dies zu verhüten befahl der 
König den Schluß des Landtags. 


Vorſen⸗Berichte. 
Stettin, 23. Februar. Witterung: trübe, Temperatur — 0°, Mor: 
gens — 60. Wind: SO. 
An der Börſe. 


Weizen feſt, loco pr. 8öpfd. gelber 65—69 % bez., mit Aus⸗ 
wuchs 46—63 bez. 83—85pfd. gelber 69½, % . bez., 70 %. Br., 
69%, Gd., Mai⸗Juni 70% % Gd., Juni⸗Juli 72 9% bez. u. Gd., Juli⸗ 
Auguſt 73.74 Gd., 

Roggen matt, pr. 2000 Pfd. loco 4614, 47½ 4 bez., Frühjahr 
47½., ½ ., bez., in einem Falle 47 94. bez., Mai⸗Juni 48½ . bez. 

u. Br., Juni Juli 49% f. 7 Juli 49% . bez. 
23 1 41 Gd 


. 1, 29 . bez., Mai⸗Juni 39 Pe 
Erbſen loco Futter 461, —47½ % bez., Koch 50 5 b 5 
Frühjahr Futter 49½ 72 Br., 49 Gd. * . 

Rübol ſtille loeo 15 ¾ Be Br., Februar 15% % Br., April⸗Mai 
151, & bez. u. Br., September-Dftober 1315, / 34 bez. u. Br. 

Spiritus matt, loco ohne Faß 14%,, 7. bez., mit Faß 14% 2. 
bez., Februar März 14½ % Br., Frühjahr 14½ % Br., Mai⸗Juni 
15¼ 96. Br., Juni⸗Juli 151, % Vr. 

Hamburg, 22. Februar. Getreidemarkt war ſehr ruhig. 129-130 
Pfd. pommerſcher Weizen war zu 118 —120 offerirt. Weizen auf Termine 
ſchwankenz, per Februar 5400 Pfd. netto 115 Blothlr. Br., 113 Gd., per 
April⸗Mal 119 Br. u. Gd. Roggen per Februar 5000 Pfd. netto 81 Br., 
80 Gd., per April-Mai 81 Br. u. Gd., 82 bez. — Oel per Mai 33%, 
per Oktober 27%, 27, beides ſtill. — Zink 2500 Ctr. wurden zu 1644 
ar 195 Ctr. zu 16%, umgeſetzt. — Wetter: 1 Grad Kälte bei bewölktem 
Simmel. 

Amſterdam, 22. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
flau, pr. März 177, pr. Mai 183182 pr. Oktober 188. Rapps geſchäftslos. 
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ſondern daß wir heute hiermit vertagt find; jo ſehe ich dieſe beiden] dem hohen Haufe am Dönhofsplatz Niemanden mehr zu Hauſe. „ 2 Mt. — ban-Obligat.--| 5 2 
Allerhöchſten Verordnungen an. Meine Herren! So hätten wir [Ja, wenn der Menſch einmal Unglück haben ſoll! Hamburg . 6 Tag W = Used, - Wollin. 
denn heute unſere letzte Sitzung in dieſer 8. Legislaturperiode er- Neueſte Nachrichten. GB 25 14375 G ER f N 
reicht. Meine Herren, Sie werden von mir nicht erwarten, da ich Frankfurt a. M., 22. Februar, Nachmittags. In der 2 Mt. Ar Pr. Net.-V.- A. 4] 117 8 
keine Kenntniß von der uns bevorſtehenden Allerhöchſten Ordre heutigen Bundestagsſitzung Würde die Anträge der Ausſchüſſe 128 Lohdèen ++: 10Tag — Pr. Se 
; gehabt habe, daß ich Ihnen mittheile, welche Arbeiten von uns treffend die Einführung eines gleichen Maß- und Gewichtsſyſtems 9 9 0 3 Mt.] 622%, B |Comp.-Act.-..| 4 ER 
bereits erledigt worden und welche noch zu erledigen ſind. Sie und die Roſtocker Beſchwerde-Angelegenheit angenommen. u Sr® 2 us 81 B l — 5 1 e B 
ſelbſt wiſſen es, ein großer Theil der Arbeiten iſt bis jetzt noch Peſth, 22. Februar. In der heutigen Sitzung des Unter- | Bordeaux - 10 Tg.| — St.Sp-ich,-Act.| 5 5 
1 nicht erledigt. Wir können die heutige Sitzung nur mit dem leb⸗ hauses de die Adreßdebatte fortgeſezt. Im Oberhauſe wurde % 2 Mt. — V.-Ppeich.-A, .! 5 er 
3 haften Wunſche ſchließen, daß das preußiſche Volk hinter ſeinen der Adreßentwuef mit drei Amendemente angenommen und eine Breinen un Tag. er Se 2 HOFER 
Abgeordneten ſtehe und die Verfafjungs-Urkunde wie bisher heilig | Deputation von zwölf Mitgliedern zur leberreichung desſelben | St. Petersbg. 3 Weh.“ — N. St. Zucker- 
halten werde. Die Maßnahmen, die vielleicht in Folge unſerer [ernannt 1 8 Tag. En Si = 
Vertagung und Schließung eintreten werden, fie haben ſich im Laufe Kopenhagen, 22. Februar. Heute hat, wie „Berlingsle 13 2 Mt. - Mesch. Zucker- 
unſerer Sitzungsperiode ſchon angekündigt; ich glaube aber, daß Tidende“ meldet, der König in feierlicher Audienz den franzöſiſchen ie 175 Lomb. 6 ½% % | Fabrik-Anth. 4 u 
5 ir für Recht, Geſetz und Verfaſſung bis nit all } i . =: Bredower „. 4 — 
wir, die wir f cht, Geſeß faſſung bisher mit allen Geſandten Dotézae empfangen, welcher dem Kronprinzen Friedrich 5 2 =: Walzmühl-A. 5 25 
unſeren Kräften eingetreten find, dies unſer Streben auch ferner | ein Handſchreiben des Kaiſers Napoleon nebſt dem Großkreuze der | St.-Schldsch, | 31, = St.Portl.-Cem.- 
fein laſſen wollen, und da wir denn an dieſer Stelle nicht mehr Ehrenlegion zu überreichen hatte. P. Früm-Aul. 3½ 21 Fabi 4 — 
zuſammenkommen, meine Herren, ſo ſchließe ich mit dem Rufe: Der König bat den Geſandten, dem Kaſer Napoleon die Pomm. Pfdbr.] 3½ — Stett. Dampf 
„Hoch Sr. Majeſtät dem König!“ die heutige und letzte Sitzung. wärmſte Anerkennung auszuſprechen. . Ren 4 x ne * N re 
(Die Verſammlung erhebt ſich und ſtimmt in das dreimalige Hoch 5 Ritt. PP 8.4. schiffs-Verein 151 250 B 
des Präſidenten ein.) Schluß der Sitzung 3 ½ Uhr. Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. & 500 Rl. — — N. Dampfer-C 4] 95 RB 
f Berlin, 23. Februar, Mittags. Grabow empfing die [ Berl.-St. Eis. Germania 4 106 B 
5 Pommern. Deputation des vierten Berliner Wahlbezirkes. Er dankte, auf [ Aet. Lt. A. B. g A Harn e 4) 84B 
Stettin, 22. Februar. (Bürgerverein 22. Febr.) | tie Anſprache des Stadtverordneten Elſter, ſehr ergriffen, und or. 49 = Near a 4| 103 B 
Der Vorſitzende, Herr Müller, macht zunächſt auf das wahrſchein- | ſprach die Hoffnung aus, das Volk werde ſein Zuſammenhacten Starg.-P. E. A. 313 — pommerensd. 
lich in der nächſten Woche ftattfindende Pferdefleiſcheſſen aufmert- | mit den Abgeordneten auch durch deren Wiederwahl bethätigen. „ Prior. 44 = Chem. Fabrik | 4 — 
ſam und fordert unter Hinwels auf den für Menſchen und Thiere | Berlins feier ſicher; das übrige Land werde hoffentlich daſſelbe thun. ae sand 4— 1T 5; each 4 SE 
angeſtrebten Nutzen zu recht zahlreicher Betheiligung auf. — Noch- Berlin, 23. Februar, 1 Uhr Nachmittags. Gr. Bis- Obhgationen 4 = san a 2 
mals ftand eine Beſprechung über den neuen Central-Güterbahnhof | mard ſchloß den Landtag durch folgende Thronrede: Die Regie- St. Schausp.- Gemeinnützige 
auf der Tagesordnung, indem der Herr Baron v. Puttlammer dem | rung Sr. Majeſtät des Königs hatte den diesjährigen Landtag | Obligationen | 5 — Bauges.-Autk. | 5 . 


Beim Schluß des Blattes war unjere Berliner Depeſche 
noch nicht eingetroffen. 


